
Drei wollen, 

nur zwei dürfen 
STADT BERN Drei Mitglieder 
der Stadtregierung kandidie­
ren für den Nationalrat. Ge­
mäss Gemeindeordnung ist ein 
Doppelmandat aber nurfür 
maximal zwei erlaubt. Wer­
den alle gewählt, müsste sich 
der Amtsjüngste für ein Amt 
entscheiden. Im Prinzip. 

Noch ist keiner gewählt. Aber die 
Berner Gemeinderäte Reto Nau­
se (CVP), Alexandre Schmidt 
(FDP) und der Stadtpräsident 

Alexander Tschäppät (SP) kandi­
dieren für den Nationalrat. Wür­
den sie alle drei gewählt, gäbe es 
wohl handfesten Zoff in der 

Stadtregierung. Denn in der Ber­
ner Gemeindeordnung ist festge­
halten, dass nur zwei Gemeinde­
ratsmitglieder ein solches Dop­
pelmandat annehmen dürfen. Es 
gilt weiter: Der oder die Amts­
jüngste müsste bei einer Dreier­
vertretung auf das Nationalrats­
mandat verzichten. 

Das heisst: Werden Nause, 
Schmidt und Tschäppät in den 
Nationalrat gewählt, dann müss­
te sich Schmidt im Prinzip zwi­
schen seinem Amt als Gemeinde­
rat und dem Amt als Nationalrat 
entscheiden. «Was ich dann ma­
che, entscheide ich, wenn es so 
weit ist», sagt Schmidt. Eine ein­
deutige Aussage macht er zwar 
nicht, der Freisinnige lässt aber 
durchblicken, dass er kaum Inte­
resse daran hätte, auf sein Natio­
nalratsmandat zu verzichten. 

Für Stadtschreiber Jürg Wich­
termann ist der Fall klar. Sollten 
alle drei gewählt werden und alle 
drei die Wahl annehmen, dann 
würde Schmidt eine Wahlvor­
aussetzung für den Gemeinderat 
verletzen. «Die Gemeindeord­
nung sieht eine solche Ämterku­
mulation nicht vor. Dann müsste 
man beim amtsjüngsten Gemein­
derat eine Abberufung vorneh­
men.» Gegen eine solche könnte 
sich Schmidt natürlich rechtlich 
wehren und theoretisch bis vor 
Bundesgericht ziehen. «Allen­
falls müsste der amtsjüngste Ge­
meinderat vorsorglich entfernt 
werden, selbst wenn ein Rechts­
streit noch hängig wäre», so 
Wichtermann. 

Es waren schon mal drei 

Einerseits sind die Regeln in der 
Gemeindeordnung klar festge­
schrieben, andererseits lassen 
sich mehrere Argumente dafür 
finden, auch eine Dreiervertre­
tung kurzfristig zuzulassen. 

Erstens hat Tschäppät bereits 
seinen Rücktritt aus der städti­
schen Politik per Ende nächsten 
Jahres angekündigt. Die Dreier­
vertretung wäre also zeitlich be­
schränkt. 

Zweitens würde ein Rechts­
streit zwischen der Stadt und 
einem Gemeinderat wohl länger 
dauern, als die Dreiervertretung 
wegen Tschäppäts Rücktritt 
überhaupt bestünde. 

Drittens gibt es einen Präze­
denzfall. Die Stadt drückte in die­
ser Frage bereits einmal ein Auge 
zu. Mit Franziska Teuscher (GB), 
Ursula Wyss (SP) und Alexander 
Tschäppät (SP) verfügte der Ge­
meinderat Anfang 2013 über eine 
Dreiervertretung im Nationalrat 

-wenn auch nur für ein Quartal. 
Aline Trede (GB) und Nadine 
Masshardt (SP) erbten die Natio­
nalratssitze von Teuscher und 
Wyss in der Frühlingssession. 

Eher null als drei 

Derartige Planspiele sind aller­
dings eher theoretischer Natur. 
Zwar geht Tschäppät als Bisheri­
ger ins Rennen, doch seine Wie­
derwahl ist unsicher. Schon vor 
vier Jahren rutschte der Stadt­
präsident nach. Kommt hinzu, 
dass der SP kaum Sitzgewinne 
zugetraut werden und dass die 

Sitzreduktion-der Kanton Bern 
hat in Zukunft einen Sitz weniger 
im Nationalrat - eher das linke 
Lager treffen dürfte. 

Nause wäre der erste Berner 
CVP-Nationalrat seit Norbert 
Hochreutener, seine Partei hat 
zurzeit keinen Sitz. Der Sicher­
heitsdirektor wird den ersten 
Platz auf der CVP-Liste belegen, 

Der Bisherige: Nationalrat 
Alexander Tschäppät (SP). WalterPfäffli 
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doch für die Kleinpartei wird der 
Sprung ins nationale Parlament 
sehr schwierig. 

Schmidts Partei, die FDP, darf 
am ehesten damit rechnen, zuzu­
legen. Die Chancen des Finanz­
direktors steigen natürlich mit 
einem Sitzgewinn, doch müsste 
die FDP wohl um mehr als einen 

Sitz zulegen, damit Schmidt ins 
nationale Parlament einziehen 
könnte. 

Zusammengefasst: Die Chan­
cen, dass der Berner Gemeinde­
rat bei den Wahlen leer ausgeht, 
sind grösser, als dass er am 

Schluss wegen dreierSitze strei­
ten müsste. Aber die Nullervari­
ante würden alle drei Kandidaten 
bedauern, denn jeder sagt sinn­
gemäss: «Die Regierung der Stadt 
Bern muss im Bundesparlament 
vertreten sein.» Ralph Heiniger 

Neu: Reto Nause (CVP) kandidiert 
auch für den Nationalrat. Urs Baumann 

Ganz neu: Auch Alexandre Schmidt 
(FDP) kandidiert. StefanAnderegg 


